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Falsche Richtung?
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Die Konferenz der Justitzministerinnen kurbelt die
Reform der Juristinnenausbildung an

Andreas Funke

m 5. November 1993 hat die
Konferenz der Justizministerin-
nen und -minister (JuMiKo) der

schon länger andauernden Debatte um

eine Reform derjuristischen Ausbildung
einen weiteren Impuls verliehen: Als

politisch zunächst zuständiges Gremium
hat sie sich auf ein einphasiges Modell'
geeinigt. Wenn also einer der zahlrei-
chen Reformvorschläge eine Chance zur
Umsetzunghat, danndieser.
Das Modellläßt sich wie folgt zusam-

menfassen: Das bisherige Referendariat
wird verkürzt undals einjährige Praxis-
phase, ergänzt durch Ferienpraktika, in
das auf Il Semester angelegte Hoch-

schulstudium integriert. Am Ende steht

der/die „allseits einarbeitungsfähige“
EinheitsjuristIn.
Im einzelnen sieht das Modell vor, daß

nach einem viersemestrigen Grundstudi-
um eine Zwischenprüfung absolviert
wird. Dem schließt sich für das 5. und6.
Semester ein Vertiefungsstudium an, in
dem neben Vertiefungsveranstaltungen

im materiellen Recht bereits Ausbildung

in Praxisinhalten stattfindet. Dann folgt
die Praxisphase als 7. und 8. Semester.
Danach geht es für weitere zwei Seme-

ster an die Universität (Vertiefungs- und

Wahlfachstudium). Im 11. Semester wird

das Examen abgelegt — und wer es
bestehtist VolljuristIn. Mit einer solchen
Ausbildung wären einige Vorzüge ver-

bunden, z.B. eine spürbare Straffung
der Ausbildungszeit und die akademi-
sche Verbindung von Theorie und Pra-

xis. Außerdem sollen die Vorlesungen
herkömmlicherArt durch Kleingruppen-

arbeit (ca. 25 Studierende) abgelöst

werden, so daß überfüllte Vorlesungen
oder Übungen der Vergangenheit ange-
hören würden.

Das sogenannte Massenproblem

Der Preis für diese geradezu paradiesi-
schen Zuständeist hoch. Wie derjetzige
Innen- und frühere Justizminister von
Nordrhein-Westfalen, Fritz Behrens, bei
der Vorstellung des Modells auf dem 62.
DeutschenJuristentag herausgestellt hat,
soll der Reformvorschlag v.a. ein Pro-
blem lösen: es gebe zu viele StudentInnen
an den juristischen Fakultäten. Deshalb
müßten die Studienkapazitäten um min-
destens 50 % verringert werden.
Für das Maß der Kürzungensetzt sich

die JuMiKo eindeutige Determinanten.?
Derzeit 12 500 Uni-AbsolventInnen pro
Jahr sehen sich einem Nachwuchsbedarf
von 2 000 in Justiz und Verwaltung und
ca. 2 000 in der Anwaltschaft gegenüber.
Das machteinen „Überschuß“ von 8 500
AbsolventInnen,der entwederdurch Ein-

gangsprüfungen bei der Zulassung zum
Hochschulstudium odereine aufAuslese
programmierte Zwischenprüfung abge-
baut werden soll. Die Ausbildungs-
kapazitäten werden also an den Bedarf
bzw. die Standesinteressen der Anwalt-
schaft gekoppelt. Alles andere, so

Behrens, wäre „unverantwortlich“, da
ansonsten zu viele AbsolventInnen ohne

berufliche Perspektive dastünden.

Ist diese Sichtweise hinnehmbar? Auch

die staatstragende Funktion von Recht
und JuristInnen ist zu berücksichtigen.

Gerade weil hier zukünftige Personalkon-
tingente für Rechtsprechung und Verwal-
tung verteilt werden, weil hier über
Herrschaftswissen verfügt wird, muß
jeder/jjedem der Zugang zum juristi-
schen Berufsabschluß offenstehen! An-

sonsten droht die Reproduktion alter
Eliten und es würden in verschärfter
Form Mechanismen sozialer Auslese in

Ganggesetzt, sei es durch kommerzielle
Prüfungsvorbereitungen, Studienfinan-
zierung oder die Vergabe von Praktikums-

stellen aufgrund privater Beziehungen.
Bemühungen um eine Verringerung

der StudentInnenzahlen sind auch ver-
fassungsrechtliche Grenzen gesetzt. Das
Bundesverfassungsgericht interpretiert
das Grundrechtaus Art. 12 Abs. I Grund-
gesetz (GG) auch als Teilhaberecht, aus
dem für den/die einzelneN ein Recht auf
freien Zugang zu staatlichen Ausbil-

dungseinrichtungenfolgt. Zulassungsbe-

schränkungensind u. a. nur dann zuläs-

sig, wenn die vorhandenen Ausbildungs-
kapazitäten erschöpfend genutzt wer-
den.? Eine Verringerung der Kapazitäten

selbst bleibt aber dem Gesetzgeber un-
benommen. Die Einführung von Klein-

gruppenarbeit erscheint unter diesem

Gesichtspunkt weniger als Einsicht in
die didaktische Rückständigkeit des

Lehrveranstaltungskonzeptes Vorlesung,

sondernals Beitrag zu einer künstlichen
Verknappung der vorhandenen Kapazi-

täten, um die verfassungsrechtlichen Vor-

gaben zu erfüllen.
Aber selbst wenn alle Jura studieren

könnten — das Modell krankt an einer
Vielzahl von Widersprüchen und Un-
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klarheiten, von denen im folgenden
einige dargestellt werden sollen. Dabei
stellt sich jedoch ein grundlegendes
Problem: Da bisher keine Details be-
schlossen wurden, ist man auf Interpre-

tationen und Mutmaßungen angewiesen.
Andererseits bietet sich hier — ‘geradefür
uns StudentInnen — auch noch eine
Möglichkeit, politisch Einfluß zu neh-
men.
Das Modell geht von acht Semestern

Studium in eigentlichen Sinne aus. Dies
entspricht in etwa dem jetzigen Zustand,
jedoch werden im 5./6. Semester bereits

Praxisinhalte einbezogen. Nach den Vor-
stellungen von Behrens sollen in durch

„PraktikerInnen“ geleiteten Praxisgrup-
pen bereits typische Referendariatstätig-
keiten gelernt werden, so z.B. der

Umgang mit streitigen Sachverhalten,

die Prozeß- und Verhandlungsführung
oder die Erstellung von Urteilen. Zum
Ausgleich soll der (nicht näher spezifi-
zierte) Pflichtfachstoff auf „Standards“

reduziert werden.
Wenn damit die Beschränkung auf

Strukturen, Grundprinzipien, gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Bezüge

und metajuristische Kontexte des jewei-

ligen Rechtsgebietes gemeintist, ist dies
ein guter Ansatz. Schließlich ist die

derzeit zu bewältigende riesige Stoff-
menge die Ursache für verbreitete Ex-

amensangst und eine Kommerzialisie-
rung der Examensvorbe-

reitung einerseits und
die Reduktion der Stu-
dieninhalte auf fall-
orientiertes, handwerk-

liches und von Zusam-
menhängen entkleide-

tes Wissen andererseits.
Jedoch droht die Ge-
fahr, daß der Anspruch
auf Wissenschaftlich-
keit endgültig verab-
schiedet wird. Der Vor-
schlag läßt auch eine
Lesart zu, nach der man
in den schulklassen-
ähnlichen Kleingrup-
pen der ersten sechs

Semester nur noch stramm
paukt, um sich einige Grundlagen - im
„Überblick“ - anzueignen. Außerdem

kann das Wahlfach- und Vertiefungs-
studium im 9./10. Semester leicht zur
Farce geraten, wenn es bereits von der

Vorbereitung auf das anstehende Ex-

amen dominiert wird. Dies um so mehr,

wenn, wie derzeit vorgesehen, das Wahl-
fach nicht mehr Teil des Staatsexamens

ist, sondern von der Universität geprüft
wird.

Alles nur Tarnung - die Praxis

Eine Integration „der Praxis“ in das

Hochschulstudium wird oft gefordert.
DerVorteil: Recht kannin seinenvielfäl-

 

tigen Auswirkungen auf soziale Sach-
verhalte erfaßt werden. Der Nachteilist
(v. a. für ProfessorInnen), daß manjuri-
stische Dogmatik und Denkweise nur im
materiellen Rechtlernt, weshalb zu früh
aufgenommene praktische Fragestellun-

gen leicht verwirren können. Das Mo-
dell nimmtdies in Kauf, indem es bereits
im 5. Semester Praxisveranstaltungen
vorsieht, die typische Referendariats-
fragestellungen zum Inhalt haben. Diese
Veranstaltungen werden vorbereitet und
begleitet durch Ferienpraktika neuen
Typs, nämlich einer „Ausbildung am

Arbeitsplatz“, die durch universitäre Ver-
anstaltungen betreut wird.

Problematisch ist, daß der oben be-
schriebene Vorteil einer Verzahnung von
Theorie und Praxis gar nicht erreicht
wird. Beides steht sich immer noch
ziemlich unvermittelt gegenüber. Vor-

mittags Sachenrecht, nachmittags Pra-
xis-AG „Wie lese ich eine Akte?“ - soll

es das gewesen sein? Juristische Praxis
besteht zugegebenermaßen nun mal zu
einem Großteil aus technischen Fertig-
keiten. Aber eine wissenschaftliche Be-

gleitung und Durchdringung der Lösung

praktischer Fragen wird im vorliegenden
Modell nichterreicht!

Schließlich fragt sich, wie in der

verkürzten Praxisphase überhaupt Zeit

bleibt für ein Kennenlernen derklassi-

schen juristischen Berufsfelder. Nach
den Vorstellungen von
Behrens soll es darauf
aber gar nicht mehr

ankommen. Nicht flä-
chendeckende prakti-
sche Berufsausbildung
sei das Ziel, sondern
„exemplarische berufs-

feldbezogene Anwen-

dung“. Man kann also
auchfür ein Jahr nur zu
einem Rechtsanwalt

gehen. Behrens geht

davon aus, daß in ein-
zelnen juristischen Ge-
bieten „fachspezifische
Gemeinsamkeiten“ exi-
stieren, die die Gemein-

samkeiten einer bestimm-
ten Berufsgruppe überwiegen. So könne
man über die Arbeit eines Strafverteidi-
gers auch die des Strafrichters und des
Staatsanwaltes kennenlernen.
Was sich einschneidend ändert, ist die

finanzielle Versorgung während der
Praxisphase: Sie fällt weg. Das Modell
sieht vor, daß mannicht wie bisherin ein

öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis

(welcher Art auch immer) übernommen

wird, sondern während der überwiegend
eigenverantwortlich gestalteten Praxis-
phase immatrikuliert bleibt. Vergütun-
gen sind nicht vorgesehen. Das aberist
nicht tragbar, zumal die Praxisphase so
kompaktsein wird, daß nicht einmalfür
Nebentätigkeiten Zeit bleiben wird.

Recht 5
Auch wer nach Zwischenprüfung,Praxis-
phasen-Durststrecke und Examen

schließlich VolljuristInist, ist noch nicht

unbedingt berufsfertig: Im Justiz- und

Verwaltungsdienstist - wie bisher — eine
u.U. noch auszubauende Probephase
abzuleisten. Die selbstständige Ausübung
des Anwaltsberuf bedarf noch einer
weiteren Ausbildung, einem sogenann-
ten Anwaltsassessoriat von 1-3 ‚Jahren
Dauer, organisiert von der Rechtsan-

waltschaft (hier werden die oben ge-
nannten 2 000 Plätze verteilt), mindest-

vergütet (immerhin), ansonsten in eige-
ner Verantwortung. So entpupptsich die
angeblich verkürzte Ausbildung als Mo-
gelpackung. Mittlerweile war auf infor-
mellem Weg zu vernehmen, daß dieser

Punkt der JuMiKo auch nicht ganz

geheuerist. Vielmehr soll die Zulassung

zur Anwaltschaft an sich möglich sein,
nur sollten der Selbständigkeit noch
Ausbildungsabschnitte vorausgehen.
Aberändert das etwas?

Wie es weiter geht

In den nächsten Wochen wird der Aus-

bildungsausschuß der JuMiKo weiter
bei verschiedenen Interessengruppen
(Gerichten, Anwaltsverbänden, Fakultä-

ten) die Lage sondieren. Die nordrhein-
westfälischen Fachschaften (außer Bo-

chum) haben eine gemeinsame, grund-
sätzlich ablehnende Stellungnahme zum
Beschluß der JuMiKoerarbeitet, die bei
einem informellen Treffen mit Mitarbei-
tern des Ausbildungsausschusses über-
geben wurde. Auch die nordrhein-west-
fälischen Dekane (außer Bielefeld) ha-

ben eine ablehnendeStellungnahmever-

faßt.* Im Unterschied zu den NRW-
Fachschaften sehen die Dekane jedoch
keinen Anlaß für eine grundlegende
Reform, vielmehr seien Verbesserungen
schon durch bessere finanzielle Ausstat-
tung der Universitäten zu erreichen.

Auf der Herbstkonferenz:der JuMiKo
im Novembersoll endgültig entschieden
werden. Findet das Modell dann noch
Zustimmung, wird es umgesetzt, wahr-

scheinlich nicht vor dem Jahr 2005 und
ohne rückwirkende Regelungen. Wird
das Modell abgelehnt,ist es gescheitert —
und damit wohl für die nächste Zeit die
Möglichkeit einer grundlegenden Aus-
bildungsreform.
Andreas Funkestudiert Jura in Köln
undist dort im AKJ tätig.
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